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Bescheid 

 

Die Telekom-Control-Kommission hat durch Dr. Elfriede Solé als Vorsitzende 
sowie durch Mag. Mathias Grandosek und Univ.-Prof. Dr. Otto Petrovic als 
weitere Mitglieder über den Antrag der A1 Telekom Austria AG, Lassallestraße 9, 
1020 Wien, vom 22.12.2011 auf Genehmigung der Entgeltbestimmungen 
„BusinessKombi“ in der Sitzung am 30.01.2012 einstimmig beschlossen:  

I. Spruch 

1. Gemäß § 45 TKG 2003 (BGBl I Nr 70/2003 idgF) und § 37 Abs 2 Satz 1 TKG 
2003 iVm § 43 Abs 1, Abs 2 und Abs 3 TKG 2003 iVm Punkt B.4.3 des 
Bescheides M 2/09 vom 20.09.2010 wird dem Antrag der A1 Telekom Austria AG 
vom 22.12.2011 auf Genehmigung der Entgeltbestimmungen „BusinessKombi“, 
soweit die darin enthaltenen Entgelte den Markt gemäß § 1 Z 2 TKMV 2008 
(BGBl II 505/2008 idF BGBl II Nr 468/2009) betreffen, stattgegeben. Die 
Entgeltbestimmungen bilden als Anlage 1 einen integrierenden Bestandteil des 
Spruchs dieses Bescheides. 

2. Der Antrag der A1 Telekom Austria AG auf bescheidmäßige Feststellung der 
Genehmigungspflicht der Entgeltbestimmungen „BusinessKombi“ ebenfalls vom 
22.12.2011 wird gemäß § 73 Abs 1 AVG als unzulässig zurückgewiesen.  

3. Für diesen Bescheid sind gemäß § 1 in Verbindung mit Punkt E Z 7 des 
2. Abschnittes der Telekommunikationsgebührenverordnung, BGBl II Nr 29/1998 
idF BGBl II Nr 108/2011 Euro 51,00 an Gebühren binnen zwei Wochen ab 
Zustellung an das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie 
(BMVIT), Kontonummer 5040003, PSK, zu entrichten.  
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II. Begründung 

1. Festgestellter Sachverhalt 

Mit E-Mail vom 22.12.2011 (ON 1) beantragte die A1 Telekom Austria AG die Genehmigung 
der Entgeltbestimmungen „BusinessKombi“ für Vertragsverhältnisse, die zwischen 2. Juni 
2009 und 12. Oktober 2010, 13. Oktober 2010 und 31. März 2011, 1. April 2011 und 13. 
Juni 2011, sowie ab 14. Juni 2011 abgeschlossen worden sind.  

Die A1 Telekom Austria AG teilte im Schreiben vom 22.12.2011 mit, dass sie beabsichtige, 
die zur Genehmigung beantragten Änderungen per 01.04.2012 gegenüber den betroffenen 
Teilnehmern in Kraft zu setzen.  

Voraussetzung für die Inanspruchnahme der „BusinessKombi“-Produkte ist – abhängig von 
der Produktausprägung – ein herkömmlicher Telefonanschluss (POTS) oder ISDN 
Basisanschluss der A1 Telekom Austria AG. Das Produkt „BusinessKombi“ beinhaltet die 
fixe Komponente „Business Internet Basic“ (Breitbandinternetzugang) und die optionale 
Komponente Mobiltelefonie. Beim Produkt „BusinessKombi“ werden daher jedenfalls 
Zugangsleistungen an festen Standorten (Festnetzanschluss) mit breitbandigen Diensten 
(Breitbandinternetzugang) in einem Gesamtbündel kombiniert.  

Die wesentliche Änderung der beantragten Entgeltbestimmungen besteht in der von der A1 
Telekom Austria AG geplanten Erhöhung der Grundentgelte für „BusinessKombi“-Produkte.  

Das monatliche Entgelt für Bestands- sowie Neukunden wird für das Bündelprodukt 
„BusinessKombi“ um € 5 (netto) erhöht. 

Die entspricht einer Preissteigerung von 8 bis 11 Prozent, abhängig von Produkt und 
Anschlussart. Durch das geringe Gewicht der „BusinessKombi“-Produkte am Gesamtkorb 
(Produktkorb 1 – POTS und ISDN-Anschlüsse) ergibt sich insgesamt eine Indexerhöhung 
des Preiskorbs von 4,2 Prozent (siehe Gutachten – ON 6). 

Gemäß den Daten der Österreichischen Nationalbank wurde die kumulierte Inflation von 5 
Prozent im September 2011 überschritten. Bis April 2012 ergibt sich eine kumulierte Inflation 
von 6,2 Prozent.  

Gemäß der Darstellung der A1 Telekom Austria AG werde lediglich jener Teil des 
Grundentgeltes, welche für die Breitbanddienstleistung verrechnet wird, erhöht. Das Entgelt 
für den zu Grund liegenden Festnetzanschluss, der Voraussetzung ist, damit das 
„BusinessKombi“-Produkt bezogen werden kann, werde hingehen nicht erhöht. Daher führte 
die A1 Telekom Austria AG in ihrem Antrag aus, dass ihrer Ansicht nach die geplante 
Entgelterhöhung nicht genehmigungspflichtig sei, da sich die Erhöhung lediglich auf einen 
Teil des Produktes (Breitband) beziehen würde, der auf Endkundenebene keiner ex-ante 
Genehmigungspflicht unterliegen würde. 

Für Teilnehmer erhöht sich das Gesamtentgelt für das Bündelprodukt, welches jedenfalls 
aus mindestens zwei Komponenten (Fernsprechanschluss und Breitbandinternetzugang) 
besteht, unabhängig davon, dass die A1 Telekom Austria AG in der gewählten Darstellung 
lediglich eine Erhöhung des Entgeltes für den Internetanschluss ausweist. 

Weiters beantragte die A1 Telekom Austria AG ebenfalls am 22.12.2011 die 
bescheidmäßige Feststellung der Genehmigungspflicht der Entgeltbestimmungen 
„BusinessKombi“.  
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2. Beweiswürdigung  

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus dem Antrag der A1 Telekom Austria AG vom 
22.12.2011 (ON 1) sowie aus der Datenlieferung der A1 Telekom Austria AG vom 
16.01.2012 (ON 4). 

Die Feststellung hinsichtlich der Indexerhöhung am Gesamtkorb (Produktkorb 1 – POTS 
und ISDN-Anschlüsse) von 4,2 Prozent ergibt sich aus dem wirtschaftlichen Gutachten der 
Amtssachverständigen (ON 6). Das Gutachten ist schlüssig und nachvollziehbar.  

Die Höhe der kumulierten Inflation ergibt sich aus der Veröffentlichung der Österreichischen 
Nationalbank. 
(http://www.oenb.at/isaweb/report.do;jsessionid=0980D1121F1F553FC94967FCA98B25FB
?report=6.4). 

Der Sachverhalt ist unstrittig. 

3. Rechtliche Beurteilung 

3.1. Die beträchtliche Marktmacht der A1 Telekom Au stria AG gemäß §§ 35 und 
37 TKG 2003:  

 

Mit Bescheid M 2/09 der Telekom-Control-Kommission vom 20.09.2010 wurde festgestellt, 
dass A1 Telekom Austria AG auf dem Markt „Zugangsleistungen für Nichtprivatkunden zum 
öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten“ iSd § 1 Z 2 TKMV 2008 über beträchtliche 
Marktmacht verfügt.  

Mit diesem Bescheid M 2/09 (Zugangsleistungen für Nichtprivatkunden zum öffentlichen 
Telefonnetz an festen Standorten) wurden der A1 Telekom Austria AG unter anderem 
folgende Verpflichtungen auferlegt:  

„B.4.1 A1 Telekom Austria AG hat gemäß § 43 Abs 1 iVm Abs 2 iVm Abs 3 TKG 2003 alle 
neuen marktgegenständlichen Endkundenentgelte (Grund- und Herstellungsentgelte) und 
alle dafür zur Anwendung vorgesehenen Allgemeinen Geschäftsbedingungen inklusive 
Leistungsbeschreibungen bei der Regulierungsbehörde vorab zur Genehmigung zu 
beantragen.  

B.4.2 A1 Telekom Austria AG hat gemäß § 43 Abs 1 iVm Abs 2 iVm Abs 3 TKG 2003 der 
Regulierungsbehörde spätestens zeitgleich mit dem Genehmigungsantrag iSv Punkt B.4.1 
eine Darstellung der wettbewerblichen Verträglichkeit zur Sicherstellung der Replizierbarkeit 
von marktgegenständlichen Produkten der A1 Telekom Austria AG ohne Margin Squeeze 
sowie zur Überprüfung der Entgeltkontrolle iSv von Spruchpunkt B.5.2 und B.5.4 der 
beabsichtigten Tarifmaßnahme samt allen dafür erforderlichen Daten in elektronischer Form 
zu übermitteln. 

B.4.3 Die Regulierungsbehörde kann den gemäß Spruchpunkt B.4.1 zur Genehmigung 
beantragten Entgeltbestimmungen und Allgemeinen Geschäftsbedingungen inklusive 
Leistungsbeschreibungen innerhalb von acht Wochen die Genehmigung versagen, wenn sie 
dem TKG 2003 oder den auf Grund des TKG 2003 erlassenen Verordnungen oder §§ 879 
und 864a ABGB oder §§ 6 und 9 KSchG oder diesem Bescheid nicht entsprechen.“ 
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3.2. Zu Spruchpunkt 1. (Genehmigung von Entgelten):  

Die von der A1 Telekom Austria AG zur Genehmigung vorgelegten Entgeltbestimmungen 
enthalten teilweise Leistungen, die dem vom Bescheid M 2/09 erfassten Markt (Zugang von 
Nichtprivatkunden zum öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten) zuzurechnen sind.  
 
Für Leistungen, die in Entgeltbestimmungen enthalten sind, die dem vom Bescheid M 2/09 
erfassten Markt zuzurechnen sind, ist für die Genehmigung der Entgelte § 37 Abs 2 Satz 1 
TKG 2003 iVm § 43 Abs 1, Abs 2 und Abs 3 TKG 2003 iVm den Punkten B.5.1., B.5.2, 
B.5.3., B.5.4 und B.5.5 des Bescheides M 2/09 heranzuziehen.  
 
Mit dem Bescheid M 2/09 wurden der A1 Telekom Austria AG unter anderem jeweils 
folgende Verpflichtungen im Zusammenhang mit Entgelterhöhungen auferlegt:  

„B.5.1 A1 Telekom Austria AG wird gemäß § 43 Abs 1 iVm Abs2 iVm Abs 3 TKG 2003 
verpflichtet, für die von ihr angebotenen marktgegenständlichen Produkte Entgelte so zu 
verrechnen, dass bis zum Abschluss des nächsten Marktanalyseverfahrens das in 
Spruchpunkt B.5.2 dargestellte maximale Ausmaß nicht überschritten wird.  

B.5.2 Jeweils bezogen auf die in den marktgegenständlichen Produktkörben (1. POTS 
und ISDN-Basis sowie 2. Multi-ISDN) zusammenzufassenden Produkte darf das Ergebnis 
der Multiplikation der Preise zum jeweiligen Jahresende ab 2011 mit den Mengen des 
Jahres 2009 nicht höher sein als das Ergebnis der Multiplikation der Preise zum Jahresende 
2009 mit den Mengen des Jahres 2009 (Price-Cap). 

B.5.3 Eine Inflationsanpassung der in Spruchpunkt B.5.2 definierten Preisobergrenze ist 
erst bei Überschreitung einer kumulierten Inflation von 5 % auf Basis des 
Verbraucherpreisindex 2005 (Indexwert Dezember 2009) zulässig. 

B.5.4 Entgelterhöhungen bei einzelnen marktgegenständlichen Produkten sind zulässig, 
sofern A1 Telekom Austria AG die Einhaltung der in Spruchpunkt B.5.2 definierten 
Preisobergrenze nachweist. Der Nachweis hat anhand von Planrechnungen (inkl aktueller 
Umsätze und Mengen sowie Prognoseumsätze und -mengen des von der Entgeltanpassung 
betroffenen Produkts sowie der übrigen im jeweiligen Güterkorb enthaltenen Produkte) zu 
erfolgen und plausibel darzulegen, dass das neue Entgelt mit der in Spruchpunkt B.5.2 
definierten Preisobergrenze im Einklang steht. 

B.5.5 A1 Telekom Austria AG hat zur Überprüfung und Einhaltung der in Spruchpunkt 
B.5.2 definierten Preisobergrenze und unter Berücksichtigung der Struktur des jeweiligen 
Güterkorbs sowie des Produktivitätsfortschrittes auf Anforderung der Regulierungsbehörde 
die tatsächlichen Umsatzerlöse und Mengen je Tarif bereit zu stellen.“ 

Der Spruchpunkt B.5.7 des Bescheides M 2/09 sieht Folgendes vor: 

„B.5.7 Nach Spruchpunkt B.4.1 beantragte Bündelprodukte, die zumindest teilweise ein 
marktgegenständliches Produkt enthalten, müssen hinsichtlich ihrer wettbewerblichen 
Verträglichkeit den Prüfkriterien Replizierbarkeit, Margin Squeeze-Freiheit und Abwesenheit 
von Marktmachtübertragungspotenzial entsprechen.“  

In der Begründung des Bescheides M 2/09 wird unter Punkt 5.2.4 zu „Bündelprodukten“ 
Folgendes ausgeführt: „Werden Grund- (bzw. Herstellungs-) und 
Verbindungsentgeltleistungen im Rahmen einer Tarifoption kombiniert (clusterinterne 
Bündelung von regulierten Produkten), so dürfen dadurch nicht die einzelnen zugrunde 
liegenden ex-ante Regulierungsverpflichtungen umgangen werden. Gleiches gilt, wenn 
Zugangsleistungen an festen Standorten etwa mit mobilen oder breitbandigen Diensten in 
einem Gesamtbündel kombiniert werden (clusterübergreifende Bündelung von regulierten 
und unregulierten Produkten)“. 
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Beim Produkt „Businesskombi“ werden Zugangsleistungen an festen Standorten mit 
breitbandigen Diensten in einem Gesamtbündel kombiniert. Durch diese Kombination dürfen 
die einzelnen zugrunde liegenden ex-ante Regulierungsverpflichtungen nicht umgangen 
werden. Bei dem Produkt „BusinessKombi“ kombiniert die A1 Telekom Austria AG 
Zugangsleistungen an festen Standorten (zB Fernsprechanschluss POTS, 
Fernsprechanschluss ISDN) mit einem breitbandigen Internetzugang. Für Teilnehmer erhöht 
sich das Gesamtentgelt für das Bündelprodukt, welches aus mindestens zwei Teilen 
(Festnetzanschluss und Internet) besteht, unabhängig davon, dass die A1 Telekom Austria 
AG in der gewählten Darstellung lediglich eine Erhöhung des Entgeltes für den 
Internetanschluss ausweist. Würde die Regulierungsbehörde der Ansicht der A1 Telekom 
Austria AG, wonach derartige Entgelterhöhungen nicht genehmigungsfähig seien, folgen, so 
hätte dies zur Folge, dass die A1 Telekom Austria AG durch die von ihr gewählte 
Darstellung, die Entgelterhöhung (wahlweise) beim Breitbandanschluss oder beim 
Festnetzanschluss auszuweisen, die ex-ante Genehmigungspflicht (und die Einhaltung des 
Price-Caps) umgehen könnte.  

Eine Aufteilung der Preiserhöhung auf den Breitband- und Sprachtelefonieanteil ist 
abzulehnen, da eine derartige Aufteilung als willkürlich einzustufen wäre. Für die 
Berechnung der Einhaltung des Price-Caps ist der Bündelpreis heranzuziehen, da für den 
Endkunden nur der Gesamtpreis (Entgelt für den Fernsprechanschluss und 
Breitbandinternetzugang) der „BusinessKombi“-Produkte relevant ist (wirtschaftliches 
Gutachten – ON 6). 

Gemäß dem Bescheid M 2/09 unterliegt daher die von der A1 Telekom Austria AG geplante 
Entgelterhöhung der ex-ante Genehmigungspflicht.  

Die Gesamterhöhung des Preiskorbs beträgt 4,2 Prozent und erfüllt daher die definierte 
Preisobergrenze. Eine kumulierte Inflation von 5 Prozent wurde bereits im September 2011 
überschritten. Bis April 2012 ist von einer kumulierten Inflation von insgesamt 6,2 Prozent 
auszugehen. Die Gesamterhöhung des Produktkorbes liegt daher mit 4,2 Prozent jedenfalls 
unter der bis April 2012 zu erwartenden kumulierten Inflation von 6,2 Prozent.  

Die beantragten Entgelte bzw. Entgeltbestimmungen waren somit entsprechend 
Spruchpunkt 1. zu genehmigen. Da antragsgemäß entschieden wurde, kann hinsichtlich des 
Spruchpunktes 1. eine weitere Begründung gemäß § 58 Abs 2 AVG entfallen. 

Am 21.11.2011 wurde mit BGBl I Nr 102/2011 eine Novelle des TKG 2003 kundgemacht. 
Gemäß § 137 Abs 5 TKG 2003 treten wesentliche Nutzerschutzbestimmungen (§§ 25, 25b, 
25d, 70, 71 Abs 1a, 95 Abs 3 Z 3 und 100 TKG 2003) erst drei Monate nach Kundmachung 
in Kraft. Die oben genannten Bestimmungen werden daher erst mit 21.2.2012 in Kraft treten. 
§ 29 Abs 2 TKG 2003 idF BGBl I Nr 102/2011 tritt erst sechs Monate nach der 
Kundmachung im BGBl in Kraft.  

Hinsichtlich dieser Bestimmung wurde ausdrücklich ein Zeitpunkt (drei bzw sechs Monate) 
für das In-Kraft-Treten nach der Kundmachung gewählt. Auf legisvakante Bestimmungen 
darf sich weder der Rechtsunterworfene noch die Behörde berufen. Vor Beginn der 
Anwendbarkeit (Verbindlichkeit) besteht weder die Pflicht zur Rechtsbefolgung durch die 
Rechtsunterworfenen noch die Befugnis und die Pflicht der zur Rechtsanwendung berufenen 
staatlichen Organe, diese Rechtsvorschrift gegenüber den Normadressaten als rechtlicher 
Beurteilungsmaßstab heranzuziehen (vgl. Raschauer, Allgemeines Verwaltungsrecht3, 2009 
Rz 533).  

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist ua das TKG 2003 Prüfungsmaßstab. Die 
Telekom-Control-Kommission hat im Rahmen des Genehmigungsverfahrens jene 
Bestimmungen, die erst zukünftig in Kraft treten werden, auch in diesem Verfahren (wie 
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bereits im Verfahren G 129/11) nicht als Prüfungsmaßstab herangezogen, da bloß die im 
Zeitpunkt der Entscheidung maßgebliche Sach- und Rechtslage relevant ist.  

3.3. Zu Spruchpunkt 2 (Antrag auf Feststellungsbesc heid):   

Der Antrag der A1 Telekom Austria AG auf bescheidmäßige Feststellung der 
Genehmigungspflicht der Entgeltbestimmungen „BusinessKombi“ war als unzulässig 
zurückzuweisen.  

Im vorliegenden Fall besteht keine ausdrückliche Rechtsgrundlage für die Erlassung eines 
Feststellungsbescheides. Es besteht zwar nach der Rechtssprechung die Möglichkeit, auch 
ohne ausdrückliche gesetzliche Grundlage einen Feststellungsbescheid zu erlassen. 
Allerdings stellt der Feststellungsbescheid einen bloß subsidiären Rechtsbehelf dar.  

„Nach der Rsp der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts stellt der (nicht ausdrücklich im Gesetz 
vorgesehene) «Feststellungsbescheid» bloß einen «subsidiären» Rechtsbehelf dar (VwGH 
29.3.1993, 92/10/0039; 30.6.1995, 93/12/0074; 14.5.2004, 2000/12/0272; VfSlg 
16.979/2003; VfGH 27.9.2004, B 968/02; vgl auch VwGH 27.1.2004, 2000/10/0062 
[„notwendiges, letztes und einziges Mittel der zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung“]). Danach fehlt es nämlich an einem (privaten und öffentlichen [vgl 
VwSlg 6127 A/1963; 29.3.2000, 99/12/0152; 29.4.2002, 98/03/0261; ferner Funk, ÖJZ 1972, 
35]) Feststellungsinteresse, wenn die strittige Rechtsfrage im Rahmen eines anderen 
gesetzlich vorgesehenen, verwaltungsbehördlichen oder gerichtlichen Verfahrens 
„entschieden“ (VwSlg 5972 A/1963; VwGH 3.7.1990, 89/08/0287; 1.10.2004, 2000/12/0195), 
dh genau genommen (zumindest [vgl Raschauer 2 Rz 942]) als Vorfrage iwS (vgl § 38 Rz 1) 
gelöst werden kann (vgl VwGH 27.11.1995, 95/10/0134; 9 2.1999, 98/11/0011; 30.3.2004, 
2002/06/0199; § 38 Rz 7, 11, 45; ferner – teilweise aA [Rz 78] – Funk, ÖJZ 1972, 35, 
demzufolge diesfalls ein Widerspruch zu den maßgebenden Rechtsvorschriften vorliegt [idS 
auch VwSlg 5305 A/1960; VfSlg 4460/1963]; aA Mannlicher/Quell AVG § 38 Anm 3, 56 Anm 
5).“ (Hengstschläger/Leeb, AVG § 56 [75]) 

Im Zusammenhang mit der Frage der Genehmigungspflicht bzw Genehmigungsfähigkeit 
führen Hengstschläger/Leeb, AVG § 56 [79] Folgendes aus:  „[…]…die Frage nach der 
(zweifelhaften) Genehmigungspflicht – wie auch nach der Genehmigungsfähigkeit (vgl VfSlg 
11.697/1988) – eines konkreten Vorhabens nach einem bestimmten Gesetz 
voraussetzungsgemäß im betreffenden Genehmigungsverfahren geklärt werden kann. Die 
Zulässigkeit eines diesbezüglichen Feststellungsantrags (erst recht eines „Zwischenantrages 
auf Feststellung“ in einem bereits eingeleiteten Bewilligungsverfahren [VwGH 13.3.1990, 
89/07/0157]) des (potenziellen) Konsenswerbers kann daher nicht mit der bloßen 
Begründung bejaht werden, dass diesem auf Grund der ungeklärten Rechtslage ein 
Verwaltungsstrafverfahren droht (so aber VfSlg 13.417/1993), sondern nur damit, dass der 
Antrag auf Erteilung der Genehmigung (das Genehmigungsverfahren) für die Partei 
unzumutbar ist (idS auch VwGH 16. 11. 1998, 97/10/0203). Dies ist nach Ansicht des VwGH 
aber jedenfalls im Allgemeinen (siehe aber VwGH 23 4.1996, 93/05/0238) nicht anzunehmen 
(VwGH 29.3.1993, 92/10/0039 mwN; vgl auch VwSlg 5305 A/1960; VwGH 16.11.1998, 
97/10/0203; Raschauer 2 Rz 942; so im Ergebnis auch VwSlg 2297 A/1951; 6223 A/1964; 
VwGH 13.3.1990, 89/07/0157; aA offenbar VwSlg 6270 A/1964; VfSlg 13.417/1993), sodass 
eine Genehmigungspflicht nur auf Grund einer ausdrücklichen Ermächtigung im Gesetz (vgl 
§ 358 Abs 1 GewO) festgestellt werden kann (VwGH 29.3.1993, 92/10/0039).“ 

Gemäß den Ausführungen des Verwaltungsgerichtshofes kann daher nicht damit 
argumentiert werden, dass auf Grund der ungeklärten Rechtslage ein 
Verwaltungsstrafverfahren drohen würde, sondern nur damit, dass der Antrag auf Erteilung 
der Genehmigung für die Partei unzumutbar sei. Nach Ansicht des VwGH sei die 
Unzumutbarkeit jedoch im Allgemeinen nicht anzunehmen, daher kann eine 
Genehmigungspflicht nur auf Grund einer ausdrücklichen Ermächtigung im Gesetz 
festgestellt werden. 
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Eine ausdrückliche gesetzliche Ermächtigung existiert im vorliegenden Fall nicht. Die A1 
Telekom Austria AG hat gleichzeitig mit dem Antrag auf bescheidmäßige Feststellung der 
Genehmigungspflicht auch den Antrag auf Genehmigung der Entgeltbestimmungen 
„BusinessKombi“ eingebracht. Im vorliegenden Fall war daher der Antrag der A1 Telekom 
Austria AG auf bescheidmäßige Feststellung der Genehmigungspflicht als unzulässig 
zurückzuweisen.  

3.4 Zu Spruchpunkt 3:  

Die Gebührenpflicht gründet sich auf §§ 1 und 3 TKGV. 



8 

 

III. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid ist gemäß § 121 Abs 5 TKG 2003 kein ordentliches Rechtsmittel 
zulässig. 

IV. Hinweise 

Gegen diesen Bescheid kann binnen sechs Wochen ab der Zustellung Beschwerde an den 
Verfassungsgerichtshof und an den Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. Die 
Beschwerde muss von einem Rechtsanwalt unterschrieben sein. Bei der Einbringung der 
Beschwerde ist eine Gebühr von Euro 220,00 zu entrichten. 

 
 
 

Telekom-Control-Kommission 
Wien, am 30.01.2012 

 

 

Die Vorsitzende 
Dr. Elfriede Solé 


